
Entwurf einer 2. Satzungsänderung StBV NRW (Stand: 16.07.2001)

Alte Fassung Neue Fassung

§ 10 Befreiung von der Beitragspflicht
(1) Auf Antrag wird von der Beitragspflicht

in dem Versorgungswerk vollständig
befreit, wer
1. ...
2. eine Befreiung von der Mitgliedschaft
oder eine vollständige  Befreiung von
der Beitragspflicht in einer anderen
durch Gesetz angeordneten oder auf
Gesetz beruhenden berufständischen
öffentlich-rechtlichen Versicherungs-
oder Versorgungseinrichtung erwirkt
hat, wenn der Tatbestand, der zur Be-
freiung geführt hat, noch besteht.

(1) Auf Antrag wird von der Beitrags-
pflicht in dem Versorgungswerk ganz
oder teilweise befreit, wer
1. ...
2. eine Befreiung von der Mitglied-
schaft oder eine vollständige oder
teilweise Befreiung von der Bei-
tragspflicht in einer anderen durch
Gesetz angeordneten oder auf Gesetz
beruhenden berufständischen öffent-
lich-rechtlichen Versicherungs- oder
Versorgungseinrichtung erwirkt hat,
wenn der Tatbestand, der zu dieser
Befreiung geführt hat, noch besteht.

Begründung:
Die bestehende Regelung führt dazu, dass
das Vw zwar eine von einem anderen Ver-
sorgungswerk ausgesprochene vollständige
Befreiung anerkennen kann, nicht jedoch,
wenn dort nur eine teilweise Befreiung von
der Beitragspflicht festgesetzt worden ist.
Dies ist nicht sachgerecht, weil die betroffe-
nen StB die teilweise Befreiung nur unter
Vorlage von anderweitigen Versorgungstat-
beständen erhalten haben.

§ 18 Höhe der Alters- und Berufsunfä-
higkeitsrente

(1) Der Monatsbetrag der Alters- bzw. der
Berufsunfähigkeitsrente ist das Produkt
aus dem Rentensteigerungsbetrag, der
Anzahl der anzurechnenden Versiche-
rungsjahre und dem persönlichen durch-
schnittlichen Beitragsquotienten.

(1) Der Monatsbetrag der Alters- bzw.
der Berufsunfähigkeitsrente ist das
Produkt aus dem Rentensteigerungs-
betrag, der Anzahl der anzurechnen-
den Versicherungsjahre, und dem
persönlichen durchschnittlichen Bei-
tragsquotienten und dem eintritts-
altersabhängigen Multiplikator
gemäß der Tabelle in Anlage A..

Begründung:
Mit der Einführung eines altersabhängigen
Multiplikators wird der Tatsache Rechnung
getragen, dass die Beiträge jüngerer Mitglie-
der sehr viel länger dem Versorgungswerk
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zur Verzinsung zur Verfügung stehen als
Beiträge älterer Mitglieder. Dies soll aus Ge-
rechtigkeitsgründen auch in der Rentenhöhe
Berücksichtigung finden.

§ 30 Beiträge
...
(2)Für Mitglieder, bei denen die Summe der
Einkünfte nach § 18 und § 19 EStG die Bei-
tragsbemessungsgrenze der gesetzlichen
Rentenversicherung nach § 159 SGB VI
nicht erreicht, tritt auf Antrag für die Be-
stimmung des persönlichen Pflichtbeitrages
an die Stelle der Beitragsbemessungsgrenze
die Summe dieser Einkünfte, wobei die Ein-
künfte aus § 19 EStG vorrangig vor den
Einkünften aus § 18 EStG zur Beitragspflicht
herangezogen werden.

...
(2) Für Mitglieder, bei denen die Summe
der Einkünfte nach § 18 und § 19 EStG
die Beitragsbemessungsgrenze der ge-
setzlichen Rentenversicherung nach §
159 SGB VI nicht erreicht, tritt auf An-
trag für die Bestimmung des persönli-
chen Pflichtbeitrages an die Stelle der
Beitragsbemessungsgrenze die Summe
dieser Einkünfte, wobei die Einkünfte aus
§ 19 EStG vorrangig vor den Einkünften
aus § 18 EStG zur Beitragspflicht heran-
gezogen werden. Nicht zu den Ein-
künften nach Satz 1 gehören Ein-
künfte nach § 18 Abs. 3 EStG.

Begründung:
Nach der bestehenden Regelung werden
auch Gewinne aus der Veräußerung einer
Kanzlei zur Beitragspflicht herangezogen.
Dadurch entsteht nicht nur die Problematik,
auf welchen Zeitraum ein solcher Gewinn zu
verteilen wäre, sondern ist im Regelfall auch
nicht sachgerecht, weil eine Veräußerung oft
mit der Aufgabe des Berufes verbunden ist
und der zusätzlichen Sicherung des Ruhe-
standes dienen soll.

§ 33 Beitragsverfahren
(1)... Die Beitragspflicht beginnt mit dem
Kalendermonat, der dem Tag der Erlangung
der Mitgliedschaft folgt.

(1)... Die Beitragspflicht beginnt mit dem
Tag der Erlangung der Mitglied-
schaft.

Begründung:
Die bestehende Regelung führt dazu, dass
StB, die am 1. eines Monats bestellt werden,
erst für den auf diesen Monat folgenden Mo-
nat mit einem Beitrag festgesetzt werden.
Dadurch entsteht eine Lücke für einen gan-
zen und bei späterer Bestellung anteiligen
Monat. Insbesondere fehlt diesen StB die
Absicherung für die Berufsunfähigkeit in die-
ser Zeit, da Beiträge nicht entrichtet werden
müssen. Darüber hinaus ist die bestehende
Regelung auch nicht konform mit der Rege-
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lung über das Ende der Beitragszahlungs-
pflicht, welches mit dem Tag des Ausschei-
dens eintritt. Es ist daher sachgerecht hier
eine Anpassung vorzunehmen.

§ 36 Verwendung der Mittel,
Vermögensanlage
(2) Das Vermögen des Versorgungswerks
ist, soweit es nicht zur Deckung der laufen-
den Ausgaben bereitzuhalten ist, wie die
Bestände des Deckungsstocks gemäß §§ 54
und 54 a des Versicherungsaufsichtsgeset-
zes sowie hierzu erlassener Richtlinien der
Versicherungsaufsichtsbehörde anzulegen.

(2)Das gebundene Vermögen des Ver-
sorgungswerks ist, soweit es nicht zur
Deckung der laufenden Ausgaben bereit-
zuhalten ist entsprechend den Be-
stimmungen des Gesetzes für die
Beaufsichtigung der Versicherungs-
unternehmen und der Versor-
gungswerke der Freien Berufe im
Land Nordrhein-Westfalen vom
20.4.1999 sowie der dazu erlasse-
nen Versorgungswerkeverordnung
anzulegen.

Die vorgeschlagene Regelung ist eine Anpas-
sung an den Stand der Gesetzgebung in
NRW.

§ 45 Befreiung von der Mitgliedschaft
oder der Beitragspflicht
(3) ....

 Mitglieder, deren Pflichtbeitrag gem. §
45 Abs. 2 und 3 festgesetzt ist, können
jederzeit auf diese Festsetzung verzich-
ten und entrichten ihren Beitrag fortan
nach § 30.

(3)....
 Mitglieder, deren Pflichtbeitrag gem. §
45 Abs. 2 und 3 festgesetzt ist, kön-
nen jederzeit auf diese Festsetzung
verzichten und entrichten ihren Bei-
trag fortan nach § 30. Auf Antrag ist
eine Wiederfestsetzung zu dem
ursprünglich festgesetzten Bei-
trag gem. § 45 Abs. 2 und 3 mög-
lich.

Begründung:
Nach der bestehenden Regelung kann ein
Gründungsmitglied, das sich zunächst auf
1/10 hat festsetzen lassen und das vorüber-
gehend wegen Aufnahme einer Ange-
stelltentätigkeit einkommensbezogene Bei-
träge entrichten muss, nach Aufgabe der
Angestelltentätigkeit nicht mehr auf den zu-
nächst festgesetzten 1/10 Beitrag zurück,
obwohl die Voraussetzungen hierfür in aller
Regel immer noch vorliegen. Eine klarstel-
lende Regelung in diese Richtung wäre da-
her wünschenswert.
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Anlage A

Tabelle der eintrittsaltersabhängigen Multiplikatoren

Eintrittsalter* Multiplikator Eintrittsalter* Multiplikator

25 und jünger 1,350 33 1,100
26 1,311 34 1,080
27 1,269 35 1,063
28 1,237 36 1,048
29 1,206 37 1,035
30 1,176 38 1,023
31 1,148 39 1,011
32 1,123 40 und älter 1,000

* = Kalenderjahr des Beginns der Mitgliedschaft ./. Geburtsjahr


